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Tätigkeitsbericht des Geschäftsführenden Ausschusses   

für den Zeitraum Juni 2019 bis Mai 2023 
 

zur Landesdelegiertenversammlung der Fachgruppe Grundschulen am 24.05.2023 

 

 
 

Bei der Delegiertenversammlung der Landesfachgruppe Grundschulen (LFG GS) im Juni 2019 

wurde der aktuelle Geschäftsführende Ausschuss (GA) gewählt: 

 

• Inga Birwe, Fachgruppe GS Hannover (Sprecherin der LFG GS, ausgeschieden im Juni 2021) 

• Silke Skowronek, Fachgruppe GS Braunschweig (Sprecherin der LFG GS seit Juni 2021) 

• Susan Bartels de Pareja, Fachgruppenvorsitzende Bezirk Hannover 

• Anita Dawid, Fachgruppenvorsitzende Bezirk Braunschweig 

• Ulrike Kinzl, Fachgruppenvorsitzende Bezirk Osnabrück 

• Martina Sarge, Fachgruppenvorsitzende Bezirk Lüneburg (GA-Mitglied seit Dezember 2020) 

 

 

 

Die GEW Landesfachgruppe Grundschulen hatte in der Legislaturperiode 2019-2023 folgende 

Arbeitsschwerpunkte: 

 

Personalratswahlen 2020  

Für die Personalratswahlen 2020 in den Schulen Niedersachsens wurden Kandidat*innen für den 

SHPR akquiriert. Die Fachgruppe hat einen Flyer zur Vorstellung der Kandidat*innen für den SHPR 

und den jeweiligen SBPR entwickelt, der an alle Grundschulen Niedersachsens verschickt wurde, um 

die GEW-Kandidat*innen in den Kollegien sichtbar zu machen.  

Inga Birwe und Silke Skowronek erhielten bei den Personalratswahlen im März 2020 als 

Vertreterinnen der FG GS jeweils einen Sitz im SHPR. Inga Birwe schied im Juli 2021 aus dem SHPR 

aus, Silke Skowronek ist weiterhin im SHPR wirksam.  

 

Erlass „Die Arbeit in der Grundschule“ vom 01.08.2020 

Die LFG hat in ihrer kritischen Stellungnahme zu dem Erlass „Die Arbeit in der Grundschule“ 

besonders den Punkt „Schullaufbahnempfehlung auf Wunsch der Eltern“ sowie 

„Klassenlehrerwechsel nach der 2. Klasse“ im Vorfeld moniert. Der Klassenlehrerwechsel nach der 

2. Klasse konnte entschärft werden, die Schullaufbahnempfehlungen sind Teil des 

Koalitionsvertrages der (vorhergehenden) Landesregierung und dementsprechend im Erlass 

manifestiert. Eine umfassende Einschätzung der Neufassung des Erlasses ist im Artikel 

„Grundsatzerlass „Die Arbeit in der Grundschule“ – Ein Schritt in die richtige Richtung?“ von Silke 

Skowronek und Inga Birwe, E&W November 2020, S. 6-7, nachzulesen.   

 

 

 



GEW-Klagen zur Arbeitszeit von Lehrkräften 

Verschiedene GS-Lehrkräften (LK) und ein GS-Schulleiter (SL) haben sich als Kläger*innen für die 

GEW zur Verfügung gestellt, um gegen das Land Niedersachsen bezüglich der überhöhten Arbeitszeit 

von LK/SL zu klagen. Im März 2021 fand eine Fachtagung mit Pressekonferenz zur Vorbereitung des 

Gerichtsverfahrens des Grundschulleiters Frank Post dazu statt. Die Gerichtsverhandlung im März 

2021 wurde medienwirksam dargestellt. Das Gerichtsurteil war für die FG nicht zufriedenstellend, es 

wird nach weiteren Lösungen gesucht. Die Klageverfahren der GS-LK sind z.Z. ruhend. 

 

Corona-Pandemie 

Während der Corona-Pandemie fand ein regelmäßiger Austausch über die aktuelle Situation in den 

Grundschulen in Niedersachsen statt. Die Inhalte wurden in das Kultusministerium transportiert, so 

dass z.B. die weitere Einstellung von Pädagogischen Mitarbeiter*innen kurzfristig erfolgte, wie auch 

Maßnahmen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz umgesetzt wurden. 

Bezüglich der alternativen Stundentafel in der Pandemie-Situation wurde moniert, dass auf die 

pädagogisch wichtigen „Kurzfächer“ zugunsten der „Langfächer“ verzichtet wird, um 

„Lernrückstände aufzuholen“. Als Entlastung für Grundschulleitungen und -lehrkräften konnten im 

März 2021 vier zusätzliche Anrechnungsstunden für jede Grundschule erwirkt werden durch den 

Erlass „Zusätzliche Anrechnungsstunden für Grundschulen im Zusammenhang mit den durch die 

Coronapandemie bedingten Sondermaßnahmen“. Durch den Einsatz der LFG war es zunächst 

gelungen, diese vier Anrechnungsstunden bis zum 31.07.2023 zu verlängern. Mittlerweile konnte 

eine weitere Verlängerung bis zum 31.07.2027 erzielt werden. Durch zahlreiche Gespräche sowohl 

im Kultusministerium als auch mit Politiker*innen aller Parteien konnte die GEW die massive 

Arbeitsbelastung sowie die stetig gestiegenen Anforderungen der Grundschulleitungen und der 

Grundschullehrkräfte verdeutlichen und die vier Anrechnungsstunden über die Pandemie hinaus 

erhalten (siehe Erlass „Zusätzliche Anrechnungsstunden für Grundschulen aufgrund der gestiegenen 

Belastungen“ vom 06.04.2023). Die LFG wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass die vier 

Anrechnungsstunden jeder Grundschule dauerhaft zur Verfügung stehen. Dieser Inhalt wurde auch 

im Koalitionsvertrag der Landesregierung 2022 aufgenommen. 

In der Pandemiezeit wendete sich die LFG mit mehreren Briefen an ihre Mitglieder, um sie über die 

aktuelle Arbeit, neue Entwicklungen und Forderungen zu informieren. Mit dem Artikel 

„Grundschule in den Monaten von Corona“ von Inga Birwe und Silke Skowronek, E&W Juli/August 

2020, S. 16-17, wurde auf die Belastungen und Auswirkungen der Pandemie im Grundschulbereich 

hingewiesen.  

 

Kampagne „Da fehlt doch wer?“ - GEW Demo am 5.10.22 – Mahnwache A13/E13 

Mitglieder der LFG haben regelmäßig bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Kampagne „Da fehlt 

doch wer?“ mitgewirkt sowie Aktionen mitentwickelt und unterstützt. Die Kampagne mündete in 

einer niedersachsenweiten GEW Demo am 5.10.2022 in Hannover. Die LFG hat dazu aktiv 

mobilisiert und eine Vielzahl von Grundschulbeschäftigten auf die Straße bewegt, um vor den 

Landtagswahlen 2022 auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie auf die Forderung A13/ 

E13 für alle GS Lehrkräfte verschärft aufmerksam zu machen. Die Demo ist als erfolgreich zu 

bewerten, denn Teile der Forderungen wurden im Koalitionsvertrag der aktuellen Landesregierung 

aufgenommen, wie z.B. A13/ E13 für alle GHR-LK. Darüber hinaus beteiligte sich die LFG am 13. 

Februar 2023 an einer Mahnwache vor dem Finanzministerium. Unter dem Motto „Runter von der 

Bremse“ wurde u.a. die schnelle Umsetzung von A13/E13 eingefordert.  

 

Unterrichtsversorgung in den Grundschulen - Umfrage  

Die Unterrichtsversorgung in den Grundschulen nimmt seit Jahren kontinuierlich ab, der 

Personalmangel ist in allen Bereichen eklatant. Die Daten aus dem MK spiegelten diese Realität lange 

Zeit nicht wider und stellten mitunter ein anderes Bild dar. Um dem entgegenzuwirken, hat die 

Landesfachgruppe eine Online-Umfrage zur Unterrichtsversorgung an den Grundschulen entwickelt, 

die an alle Grundschulpersonalräte Niedersachsens im Februar 2022 gesandt wurde. Das 

Gesamtergebnis war eindeutig: Die Qualität an den GS leidet durch den Personalmangel und wird 



dadurch „heruntergefahren“. Eine Zusammenfassung der Umfrageergebnisse ist im Artikel 

„Unterrichtsversorgung an den niedersächsischen Grundschulen“ von Silke Skowronek, E&W 

Dezember 2022/Januar 2023, S.10-12, nachzulesen. Der GEW-Landesvorstand hat die 

Umfrageergebnisse in der Pressekonferenz zum Schuljahresanfang 2022/23 einfließen lassen wie 

auch in einem Interview mit dem Deutschlandfunk genutzt. Die LFG GS wird die Ergebnisse als 

Grundlage für weitere Gespräche mit den bildungspolitischen Sprecher*innen verwenden. 

 

Grundschulleitungen 

Grundschulleitungen traten an die GEW LFG GS heran, um auf ihre Überlastung aufmerksam zu 

machen. Die LFG hat diesen Inhalt zu einem ihrer Arbeitsschwerpunkte gemacht und eine 

umfangreiche Präsentation zu Aufgaben, Belastungen, Studien und Forderungen für attraktive 

Arbeitsbedingungen erarbeitet. In den einzelnen Bezirken wird diese derzeit im Austausch mit 

Grundschulleitungen ergänzt. Die Ergebnisse sollen anschließend für Gespräche mit 

bildungspolitischen Sprecher*innen genutzt werden, um weitere Entlastungsmaßnahmen für GS-

Leitungen zu erwirken. 

 

Ergebnisse des IQB-Bildungstrends 2021, Gutachten der Ständigen Wissenschaftlichen 

Kommission (SWK) und Hamburger Maßnahmen zur Kompetenzverbesserung 

Die Ergebnisse des IQB-Bildungstrends und das Gutachten der SWK sind unter  https://www.iqb.hu-

berlin.de/bt/BT2021/Bericht/ nachzulesen. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass 

niedersächsische Grundschüler*innen schlechter in Orthografie abschnitten, als der 

Bundesdurchschnitt. Generell haben sich die Kompetenzen aller Grundschüler*innen im Lesen, 

Zuhören, in der Orthografie sowie im Bereich Mathematik bundesweit verschlechtert. 

Die SWK hat wegen des starken Negativtrends ein Gutachten mit Empfehlungen erarbeitet mit u.a. 

Schwerpunkten in der Ausweitung der Diagnostik, Förderung, Verankerung von Konzepten zur 

sozial-emotionalen Erziehung, zur Elternarbeit, etc. Des Weiteren gibt die SWK für das MK 

Empfehlungen zur Veränderung der KCs, zur Gewinnung und Qualifizierung von Fachleitungen, zur 

Förderung der basalen Kompetenzen, …. 

Die LFG hat sich zum Gutachten differenziert positioniert mit dem Haupttenor: Vieles an 

Programmen und Konzepten existiert bereits in den niedersächsischen Schulen, so dass diesbezüglich 

nicht übermäßige Arbeits- und Zeitressourcen gebunden werden sollten. Das Hauptproblem liegt nach 

Einschätzung der LFG in der Tatsache, dass nicht ausreichend Zeit und nicht ausreichend 

qualifiziertes Personal für die Arbeit am Kind zur Verfügung stehen. 

Positiv sieht die LFG die Forderungen der SWK nach zusätzlichen personellen Ressourcen auf allen 

Ebenen der Grundschularbeit, die aktive Kompensation benachteiligter Schulen, z.B. durch 

indexbasierte Personalzuweisung und Strategien zur Reduzierung der Segregation. 

Eine Zusammenfassung der Einschätzung der LFG ist im Artikel „Positionierung im Bereich 

Grundschulen – Empfehlung der SWK bezogen auf die IQB-Bildungstrend 2021“ von Susan Bartels 

de Pareja und Martina Sarge, E&W April/Mai 2023, S. 15-17, nachzulesen.  

Darüber hinaus hat sich die LFG detailliert mit den Hamburger Maßnahmen zur 

Kompetenzverbesserung auseinandergesetzt. Kein anderes Bundesland hat sich in den letzten zehn 

Jahren bei den IQB-Bildungstrends so stark verbessert wie Hamburg. 

 

Ganztagsgrundschule 

Das Ganztagsförderungsgesetz, GaFöG, beinhaltet die stufenweise Einführung des Rechtsanspruchs 

auf ganztägige Förderung/Betreuung für Grundschulkinder ab August 2026.  

Während der gesamten Legislaturperiode hat sich die LFG mit dem Schwerpunkt 

„Ganztagsgrundschule statt Ganztagsbetreuung“ auseinandergesetzt. Es fand eine enge Verzahnung 

mit der GEW Bundesebene dazu statt. In diesem Rahmen nahmen durchgehend Vorstandsmitglieder 

der FG an einer fünfteiligen Online-Veranstaltungsreihe unter dem Titel „Keinen Tag ohne - Qualität 

im Ganztag“ teil, die am 11./12. November 2022 in eine Präsenzveranstaltung in Göttingen mündete.  

Innerhalb des GEW-Landesverbandes Niedersachsen fand eine Verzahnung mit den FG PTTF und 

SoP statt. Ein erster Austausch zum Thema Ganztagsgrundschule erfolgte per Videokonferenz am 08. 

https://www.iqb.hu-berlin.de/bt/BT2021/Bericht/
https://www.iqb.hu-berlin.de/bt/BT2021/Bericht/


Dezember 2021 zwischen diesen Fachgruppen. Am 06. Dezember 2022 fand dann eine 

Folgeveranstaltung statt. Die LFG GS organisierte einen Fachtag mit dem Ziel, sich über den Ganztag 

in Grundschulen zu den Themenschwerpunkten „Kooperationspartner“, „Ausstattung - finanziell, 

personell, räumlich“ und „Ziele und Anspruch aus pädagogischer Sicht“ auszutauschen und eine 

gemeinsame Positionierung der GEW zu entwickeln. 

Am 23. Mai 2023 findet eine ganztägige Fachtagung ausgerichtet von der LFG GS zu dem Thema 

„Die Ganztagsgrundschule neu denken“ mit dem Referenten Dr. Stephan Kielblock, Leibnitz-Institut 

für Bildungsforschung und Bildungsinformation-Frankfurt/Main, statt. Die erarbeiteten 

Inhalte/Forderungen der Veranstaltung werden abschließend als Eckpunkte in einen Antrag für die 

LDK 2023 einfließen. 

 

Personalratswahlen 2024 

Es wurde in allen Bezirken Personalakquise für den SHPR betrieben und nach Kandidat*innen für 

die SHPR-Listen gesucht. Dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. 

 

Anträge für die Landesdelegiertenkonferenz 

Bei der Landesdelegiertenkonferenz vom 09. bis 10. Mai 2022 in Hannover hat die LFG folgende 

Anträge erfolgreich eingebracht: 
 

• (Weiter-)Entwicklung eines qualitativen ganztägigen Schulangebotes an Grundschulen   

• Einrichtung eines Leitungsteams an der Grundschule - Stärkung der Bildungswirksamkeit der 

Grundschule 

• Absenkung der Unterrichtsverpflichtung von Grundschulleiter*innen - Stärkung der 

Grundschulleiter*innen und Stärkung der Schule 

• Lernbegleitung und Leistungsbeurteilung als Professionalisierungsaufgabe 

• Grundschule Notenfrei und ohne Sitzenbleiben 

 

 

Über die Schwerpunktthemen hinaus fand ein regelmäßiger intensiver Austausch über die aktuelle 

Situation in den Bezirken und an den Grundschulen mit den Vorstandsmitgliedern statt. Sowohl der 

GA als auch der Landesfachgruppenvorstand tagte über den gesamten Berichtszeitraum regelmäßig 

per Videokonferenz oder in Präsenz. 

Als Sprecherin der LFG GS nahm Silke Skowronek kontinuierlich beim GEW Landesverband 

Niedersachsen an den Landesvorstandssitzungen, den Sitzungen des Referates Allgemeinbildende 

Schulen sowie den GV-Sitzungen mit den FG teil. Susan Bartels de Pareja vertrat die LFG GS 

kontinuierlich bei den Bundesfachgruppensitzungen. So hat eine gut vernetzte und transparente 

Fachgruppenarbeit auf Bundes-, Landes- und Bezirksebene stattgefunden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


